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VERFAHRENSHANDBUCH FÜR INVALIDITÄTSAUSSCHÜSSE

(von der Gruppe der Verwaltungschefs auf der 253. Sitzung am 10. September 2008 gebilligte Fassung)

Die Bestimmungen dieses Handbuchs gelten nicht nur für die Beamten, sondern auch für die Bediensteten auf Zeit und die Vertragsbediensteten der Europäischen Gemeinschaften.
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Rechtsprechung

I.
VORBEDINGUNGEN 

1.
Die Anstellungsbehörde kann den Invaliditätsausschuss mit dem Fall eines Beamten befassen, dessen Krankheitsurlaub insgesamt zwölf Monate während eines Zeitraums von drei Jahren überschreitet. Das gilt auch für die Befassung des Invaliditätsausschusses im Falle eines Bediensteten auf Zeit oder eines Vertragsbediensteten durch die zur Unterzeichnung von Einstellungsverträgen ermächtigte Behörde.

2. 
Vor Erreichen dieser Anzahl von Fehltagen muss:

- 
sich der für die Erfassung der krankheitsbedingten Fehlzeiten zuständige Dienst der Begründetheit dieser Fehlzeiten versichern und allen Gründen nachgehen,
- 
die Verwaltung alle Möglichkeiten der Wiederverwendung oder der Versetzung des Beamten nicht nur im Falle der Abwesenheit wegen Krankheit oder Unfall, sondern auch dann prüfen, wenn Probleme im Arbeitsumfeld bestehen.


Die krankheitsbedingte Halbtagstätigkeit ist ein Mittel der Wiedereingliederung in die Arbeitsumgebung nach einer krankheits- oder unfallbedingten Abwesenheit. Ihre Dauer ist begrenzt und abhängig von der Schwere der akuten Erkrankung.

3. 
Sobald eine Person 365 Abwesenheitstage innerhalb der letzten drei Jahre erreicht hat, kann die Anstellungsbehörde (oder gegebenenfalls die zur Unterzeichnung von Einstellungsverträgen ermächtigte Behörde) ein Gutachten des Vertrauensarztes einholen, um festzustellen, ob die Einberufung eines Invaliditätsausschusses gerechtfertigt ist. 


Ist eine Verbesserung des Gesundheitszustands der betreffenden Person, die im Laufe der vergangenen drei Jahre 365 Fehltage erreicht hat, innerhalb eines relativ kurzen Zeitraums wahrscheinlich, setzt der Vertrauensarzt die Verwaltung davon in Kenntnis, die somit ihren Beschluss in Kenntnis der Sachlage fassen kann.

4. 
Beantragt der Beamte bei der Anstellungsbehörde (oder gegebenenfalls der Bedienstete auf Zeit oder der Vertragsbedienstete bei der zur Unterzeichnung von Einstellungsverträgen ermächtigten Behörde) die Sitzung eines Invaliditätsausschusses, bevor die in Artikel 59 Absatz 4 des Statuts vorgesehene Fehlzeit erreicht ist, wird diesem Antrag stattgegeben, sofern er nicht missbräuchlich verwendet wird (insbesondere, wenn der Antrag lediglich darauf abzielt, die vorhergegangenen Schlussfolgerungen eines bereits mit dem Fall befassten Invaliditätsausschusses in Frage zu stellen, ohne dass neue Anhaltspunkte vorliegen). 


Für diesen Antrag müssen folglich keine Vorbedingungen in Hinblick auf die Dauer des Krankheitsurlaubs erfüllt sein.

5.
Die in Artikel 59 Absatz 4 des Statuts genannte Vorbedingung in Hinblick auf die Dauer des Krankheitsurlaubs gilt dagegen, wenn die Verwaltung selbst beschließt, ein Invaliditätsverfahren einzuleiten. Diese Bestimmung stellt eine Garantie sowohl für den Betroffenen als auch die Verwaltung dar. Einerseits wird dem Betroffenen ein angemessener Zeitraum für seine Genesung und Wiedereinstellung eingeräumt, bevor seine Invalidisierung vorgenommen wird. Andererseits ermächtigt sie die Verwaltung, die Invalidität des Betroffenen über diesen Zeitraum hinaus festzustellen, um diesen gegebenenfalls (auf seiner Stelle) endgültig zu ersetzen.

II.
AUFTRAG DES INVALIDITÄTSAUSSCHUSSES

Der Auftrag des Invaliditätsausschusses wird von der Anstellungsbehörde oder der zur Unterzeichnung von Einstellungsverträgen ermächtigten Behörde festgelegt.


Er kann sich in drei Teile untergliedern:


A. 
Feststellung der Dienstunfähigkeit


B. 
Bestimmung der Ursache dieser Dienstunfähigkeit


C.
Festlegung der Notwendigkeit und der Häufigkeit der Kontrolluntersuchungen.


A.
Feststellung der Dienstunfähigkeit

1. Art der Dienstunfähigkeit:
Die Invalidisierung ist eine Maßnahme, durch die ein Beamter oder Bediensteter aus dem Dienst ausscheidet, der aus gesundheitlichen Gründen unabhängig von ihrer Art oder Ursache seinen Dienstposten oder einen Dienstposten seiner Funktionsgruppe nicht mehr wahrnehmen kann.

Die Invalidität ist folglich in diesem Sinne eine Arbeitsunfähigkeit.

2.
Kriterien:

Die Invalidisierung ist eine schwerwiegende Maßnahme, die mit großer Vorsicht anzuwenden ist.

Um einen Beamten oder Bediensteten dienstunfähig zu erklären, muss seine Arbeitsfähigkeit auf einem Dienstposten seiner Funktionsgruppe um mindestens zwei Drittel vermindert sein, und diese Arbeitsunfähigkeit als dauerhaft angesehen werden (der Begriff der Dauerhaftigkeit bedeutet nicht zwangsläufig, dass der Gesundheitszustand irreversibel ist – siehe II.C).

3.
Bewertung der Arbeitsfähigkeit in Hinblick auf die Aufgaben: 

Die Arbeitsfähigkeit darf nicht nur im Verhältnis zu den Aufgaben bewertet werden, die der Beamte oder Bedienstete tatsächlich ausführt, sondern auch im Verhältnis zu anderen Aufgaben eines Dienstpostens seiner Funktionsgruppe.

Die Verwaltung stellt den Ärzten entsprechende Verzeichnisse der Grundamtsbezeichnungen zur Verfügung, anhand derer sie die Aufgaben bewerten können, die der Beamte oder Bedienstete ausführen kann/nicht mehr ausführen kann.

B.
Bestimmung der Ursache der Dienstunfähigkeit

Der Invaliditätsausschuss muss zur Ursache der Dienstunfähigkeit Stellung nehmen, wenn die Anstellungsbehörde (oder die zur Unterzeichnung von Einstellungsverträgen ermächtigte Behörde) ihn dazu auffordern.


1.
Bedeutung der Ursache


Für die Feststellung des Zustands der Arbeitsunfähigkeit hat die Ursache dieses Zustands keine Bedeutung. Die Ursache ist jedoch wichtig für die Höhe des Invalidengelds.

Die Höhe des Invalidengelds beträgt 70 % des letzten Grundgehalts des Beamten. Es darf jedoch nicht unter dem Existenzminimum liegen.

Auf das Invalidengeld werden Beiträge zur Versorgung erhoben, die auf der Grundlage des Invalidengelds berechnet werden.

Entsteht die Dienstunfähigkeit jedoch 

· durch einen Unfall in Ausübung des Dienstes (Arbeitsunfall),

· durch eine Berufskrankheit,

· durch eine aufopfernde Tat im Interesse des Gemeinwohls,

· dadurch, dass der Beamte sein Leben eingesetzt hat, um ein Menschenleben zu retten,

so beläuft sich das Invalidengeld auf mindestens 120 % des Existenzminimums. In diesem Fall wird der Beitrag zur Versorgung in voller Höhe aus dem Haushalt des Organs oder der Einrichtung im Sinne von Artikel 1 b gezahlt.


2.
Einzuschlagendes Verfahren


Im Falle eines Antrags der Anstellungsbehörde (oder der zur Unterzeichnung von Einstellungsverträgen ermächtigten Behörde) liegt es beim Invaliditätsausschuss, über den ursächlichen Zusammenhang zwischen der Arbeitsunfähigkeit und einem (oder mehreren) der vier Gründe Stellung zu nehmen, die in Artikel 78 genannt und oben aufgeführt sind.


Diese Feststellung ist nicht davon abhängig, dass die in der Regelung zur Anwendung von Artikel 73 des Statuts vorgesehenen Verfahren abgeschlossen sind. 

Liegen dem Invaliditätsausschuss nicht alle Unterlagen vor, um zum ursächlichen Zusammenhang zwischen der Arbeitsunfähigkeit und einem (oder mehreren) der vier möglichen Gründe, die oben aufgeführt sind, Stellung zu nehmen, schließt er seine Sitzung mit dem Beschluss über die Dienstunfähigkeit und vertagt seine Arbeiten hinsichtlich der Ursache dieser Dienstunfähigkeit, bis ihm alle ärztlichen Unterlagen vorlegen, die er benötigt, um über diesen Punkt zu entscheiden.

3. 
Entstehung der Ursache der Dienstunfähigkeit

 Die Feststellung, dass Ursache der Dienstunfähigkeit 

· ein Unfall in Ausübung des Dienstes (Arbeitsunfall),

· eine aufopfernde Tat im Interesse des Gemeinwohls, oder

· die Tatsache ist, dass der Beamte sein Leben eingesetzt hat, um ein Menschenleben zu retten,

bereitet häufig keine Schwierigkeiten. 

Im Falle von Berufskrankheiten sind dagegen mehr und komplexere Faktoren zu berücksichtigen. 

Die Gerichte haben wiederholt unmissverständlich erklärt, für die Anerkennung der beruflichen Ursachen einer Krankheit genüge es, dass ein ausreichend direkter Zusammenhang zwischen dem Auftreten einer Krankheit oder der Verschlimmerung einer bereits zuvor bestehenden Krankheit und der Ausübung des Dienstes für die Gemeinschaften besteht. 

Es muss folglich keine ausschließliche, stark überwiegende oder wesentliche Ursache bestehen, sondern allein ausreichend erwiesen sein, dass ein Kausalzusammenhangs zwischen der Ursache der Krankheit oder ihrer Verschlimmerung und der Ausübung des Dienstes für die Gemeinschaften besteht.

C. 
Notwendigkeit und Häufigkeit der Kontrolluntersuchungen

Der Invaliditätsausschuss hat anzugeben, ob seines Erachtens erneute ärztliche Untersuchungen notwendig sind, und gegebenenfalls in welchen Abständen diese erfolgen sollen, da nicht ausgeschlossen ist, dass sich der Gesundheitszustand eines dienstunfähig gewordenen Beamten/Bediensteten günstig entwickelt. 

Eine erneute ärztliche Untersuchung kann auch von der Anstellungsbehörde/der zur Unterzeichnung von Einstellungsverträgen ermächtigten Behörde oder vom Beamten/Bediensteten beantragt werden.

Solange der Beamte/Bedienstete, der Invalidengeld erhält, noch nicht das Alter von 63 Jahren erreicht hat, kann ihn die Anstellungsbehörde oder die zur Unterzeichnung von Einstellungsverträgen ermächtigte Behörde regelmäßig untersuchen lassen, um sich zu vergewissern, dass er weiterhin die Bedingungen für den Bezug des Invalidengelds erfüllt. Wird die Wiederverwendung als möglich erachtet, nimmt/nehmen der Arzt/die Ärzte des Organs/der Einrichtung eine erneute Untersuchung der betreffenden Person vor.

Der invalidisierte Beamte/Bedienstete kann die Anstellungsbehörde/zur Unterzeichnung von Einstellungsverträgen ermächtigte Behörde um eine erneute Untersuchung seiner Lage bitten. Im Statut der Beamten (bzw. den Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten) ist die Wiederverwendung vorgesehen, wenn der Beamte/Bedienstete (sofern der Vertrag noch besteht) die für den Bezug des Invalidengelds erforderlichen Bedingungen nicht mehr erfüllt.

III.
ZUSAMMENSETZUNG DES INVALIDITÄTSAUSSCHUSSES


1.
Dem Invaliditätsausschuss gehören drei Ärzte an:

· ein vom Organ/der Einrichtung benannter Arzt, 

· ein von dem Beamten/Bediensteten benannter Arzt,

· ein von diesen beiden Ärzten in gegenseitigem Einvernehmen benannter Arzt.

2.
Die Anstellungsbehörde/zur Unterzeichnung von Einstellungsverträgen ermächtigte Behörde übermittelt dem Beamten/Bediensteten ein Schreiben folgenden Inhalts: 

· die Aufforderung, einen Arzt zu benennen, der ihn in diesem Ausschuss vertritt,
· Angaben zur Art des diesem Arzt übertragenen Auftrags.

3.
Benennt der Beamte/Bedienstete innerhalb von zwei Monaten nach dem Versand dieses Schreibens keinen ihn vertretenden Arzt, so bestellt der Präsident des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften einen Arzt von Amts wegen.

4.
Jeder der beiden ersten Ärzte kann den oder die Namen des dritten Arztes angeben. Wird binnen zwei Monaten nach der Benennung des zweiten Arztes keine Einigung über die Benennung des dritten Arztes erzielt, so wird dieser auf Veranlassung einer der Parteien vom Präsidenten des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften von Amts wegen bestellt.

5.
Weder der Beamte/Bedienstete noch das Organ/die Einrichtung sind berechtigt, den einvernehmlich benannten Arzt abzulehnen.

IV.
ARBEITSWEISE DES INVALIDITÄTSAUSSCHUSSES

A. Unabhängigkeit und Geheimhaltung der Arbeiten

Die Mitglieder des Invaliditätsausschusses brauchen weder Anweisungen noch die Billigung des Beamten/Bediensteten, des Organs/der Einrichtung oder jeder anderen Person entgegenzunehmen.


Die Arbeiten des Invaliditätsausschusses sind gemäß Anhang II Artikel 9 des Statuts der Beamten geheim. Diese Bestimmung gilt für den Beamten/Bediensteten, die Verwaltung und jede dritte Person (einschließlich der Ärzte, die dem Invaliditätsausschuss angehörten). 


Nach Abschluss dieser Arbeiten werden die Schlussfolgerungen des Invaliditätsausschusses der Verwaltung und dem betroffenen Beamten/Bediensteten zugeleitet, ein zusammenfassender ärztlicher Bericht wird der Krankenakte des Beamten/Bediensteten beigefügt.

B. Art der ärztlichen Untersuchung 

Der Invaliditätsausschuss entscheidet über die Art und die Dauer der klinischen Untersuchung des Beamten/Bediensteten. Gemäß dem ärztlichen Berufsethos kann dieser nicht gegen seinen Willen Untersuchungen, Tests oder Behandlungen unterzogen werden.


Weigert sich der Beamte/Bedienstete oder ist es ihm unmöglich, vor dem Invaliditätsausschuss zu erscheinen, kann dieser über die Arbeitsfähigkeit oder Arbeitsunfähigkeit allein aufgrund der Krankenakte entscheiden. 


Der Beamte/Bedienstete kann dem Invaliditätsausschuss Gutachten oder Zeugnisse des ihn behandelnden Arztes oder derjenigen Ärzte vorlegen, die er gegebenenfalls hinzugezogen hat.


Der Invaliditätsausschuss kann externe Sachverständige konsultieren, die dem Ausschuss selbst nicht angehören.

C. Annahme der Schlussfolgerungen

Ein Mitglied des Invaliditätsausschusses kann durch seine Enthaltung oder die Verweigerung seiner Unterschrift die Annahme der Schlussfolgerungen nicht blockieren. Im Falle der Uneinigkeit gilt im Sinne des Statuts die Schlussfolgerung, die den Standpunkt einer Mehrheit darstellt, mit allen sich daraus ergebenden rechtlichen Folgen. 

Die Schlussfolgerungen des Invaliditätsausschusses (Muster sind beigefügt, siehe V. Anhänge) werden der Verwaltung und dem Beamten/Bediensteten zugeleitet. 

Diese Schlussfolgerungen enthalten keine Angaben medizinischer Art.

Im Falle der Abwesenheit des Beamten/Bediensteten kann dieser Umstand auf dem Formular mit dem Vermerk „nach Prüfung des Falles von...“ festgehalten werden.

Eine Schlussfolgerung kann dagegen nicht wirksam angenommen werden, wenn nicht alle Mitglieder des Invaliditätsausschusses die Möglichkeit hatten, ihren Standpunkt geltend zu machen.

Die Schlussfolgerung des Invaliditätsausschusses stellt unabhängig davon, ob sie einstimmig oder mehrheitlich angenommen wurde, den endgültigen Standpunkt dar, der vom Beamten/Bediensteten oder dem Organ/der Einrichtung nicht in Frage gestellt werden kann.

Die medizinischen Erwägungen, die zu den Schlussfolgerungen des Invaliditätsausschusses geführt haben, sind nicht die Schlussfolgerungen, die der Verwaltung übermittelt und in einem ausführlichen zusammenfassenden Bericht niedergelegt wurden, der im Allgemeinen von dem dritten Arzt verfasst und von den drei Ärzten des Ausschusses unterzeichnet wird. 

Dieser Bericht wird jedem Arzt übergeben, ein Exemplar wird der medizinischen Akte beigefügt. Er ist für die Verwaltung nicht zugänglich. Lediglich der Gerichtshof hat bei Rechtsstreitigkeiten Zugang.  

Gemäß Artikel 26a des Statuts hat jeder Beamte das Recht, seine medizinische Akte gemäß den von den Organen festgelegten Modalitäten einzusehen.

Im Falle der Uneinigkeit zwischen den Ärzten können mehrere ausführliche zusammenfassende Berichte erstellt, unterzeichnet und der medizinischen Akte beigefügt werden.

D. Organisation der Arbeiten 

Diese Aufgabe wird vom ärztlichen Dienst des Organs/der Einrichtung wahrgenommen.

Grundsätzlich tritt der Invaliditätsausschuss in den Räumlichkeiten des ärztlichen Dienstes des Organs/der Einrichtung am Dienstort des Beamten/Bediensteten zusammen (oder im Falle einer erneuten Untersuchung am ehemaligen Dienstort des Beamten).

In bestimmten außergewöhnlichen Fällen kann der Invaliditätsausschuss an dem Ort tagen, an dem sich der Beamte/Bedienstete befindet (beispielsweise im Falle eines Beamten/Bediensteten, der sich nicht an einen anderen Ort begeben kann).

E. Kosten

Die durch die Tätigkeit des Invaliditätsausschusses entstehenden Kosten trägt das Organ/die Einrichtung. Dazu gehören nicht die Kosten, die einem Mitglied des Invaliditätsausschusses infolge besonderer Anträge seines Mandanten/Auftraggebers und/oder die Arbeiten des Ausschusses vorbereitende Anträge/Anfragen, und die vom Invaliditätsausschuss nicht als notwendig erachtet wurden.

Wohnt der von dem Betroffenen bestellte Arzt nicht an dessen Dienstort, so geht das entstandene Mehrhonorar zu Lasten des Beamten/Bediensteten; dies gilt nicht für die Fahrkosten, die vom Organ/der Einrichtung erstattet werden.

V. ANHÄNGE: Muster für die Schlussfolgerungen des Invaliditätsausschusses

Ist der Invaliditätsausschuss entsprechend dem Auftrag, das die Anstellungsbehörde (oder die zur Unterzeichnung von Einstellungsverträgen ermächtigte Behörde) festgelegt hat, nicht aufgefordert, sich zur Ursache der Dienstunfähigkeit zu äußern, werden folgende Formulare verwendet:

BEAMTE

Betrifft:
Invaliditätsausschuss vom                  


Personalnummer:      


Geburtsdatum:      
Ein Invaliditätsausschuss, der gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b) des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften eingesetzt wurde, und dem gemäß Anhang II Artikel 7 dieses Statuts folgende Mitglieder angehören:

1. Dr.      , benannt von (Name des Organs)

2. Dr.      , benannt vom Betroffenen 

3. Dr.      , benannt im gegenseitigen Einvernehmen von Dr.        und Dr.      
hat nach Untersuchung von            , geboren am      , Beamter der/des (Name des Organs), festgestellt, dass dieser
- dauernd voll dienstunfähig

- nicht dauernd voll dienstunfähig 

geworden ist und deshalb einen Dienstposten seiner Funktionsgruppe nicht wahrnehmen kann und aus diesem Grund 

- 
seinen Dienst bei (Name des Organs) aufgeben (Art. 53 und 78 des Statuts und Art. 13 bis 15 Anhang VIII des Statuts)

-  
seinen Dienst wieder aufnehmen 

-  
seine Tätigkeit fortsetzen

muss.

     ,  den      
	Dr.       
	Dr.       
	Dr.       


BEDIENSTETE AUF ZEIT

Betrifft :
Invaliditätsausschuss vom                  


Personalnummer:      


Geburtsdatum:      
Ein Invaliditätsausschuss, der gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b) des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften eingesetzt wurde, und dem gemäß Anhang II Artikel 7 dieses Statuts folgende Mitglieder angehören:

1. Dr.      , benannt von (Name des Organs)

2. Dr.      , benannt vom Betroffenen 

3. Dr.      , benannt im gegenseitigen Einvernehmen von Dr.        und Dr.      
hat nach Untersuchung von            , geboren am      , Bediensteter der/des (Name des Organs), festgestellt, dass dieser
- dauernd voll dienstunfähig

- nicht dauernd voll dienstunfähig 

geworden ist und deshalb einen Dienstposten seiner Funktionsgruppe nicht wahrnehmen kann und aus diesem Grund 

- 
seinen Dienst bei (Name des Organs) aufgeben (Art. 33 der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften)

-  
seinen Dienst wieder aufnehmen 

-  
seine Tätigkeit fortsetzen

muss.

     ,  den      
	Dr.       
	Dr.       
	Dr.       


VERTRAGSBEDIENSTETE

Betrifft:
Invaliditätsausschuss vom                  


Personalnummer:      


Geburtsdatum:      
Ein Invaliditätsausschuss, der gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b) des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften eingesetzt wurde, und dem gemäß Anhang II Artikel 7 dieses Statuts folgende Mitglieder angehören:

1. Dr.      , benannt von (Name des Organs)

2. Dr.      , benannt vom Betroffenen 

3. Dr.      , benannt im gegenseitigen Einvernehmen von Dr.        und Dr.      
hat nach Untersuchung von            , geboren am      , Vertragsbediensteter der/des (Name des Organs), festgestellt, dass dieser
- dauernd voll dienstunfähig

- nicht dauernd voll dienstunfähig 

geworden ist und deshalb einen Dienstposten seiner Funktionsgruppe nicht wahrnehmen kann und aus diesem Grund 

- 
seinen Dienst bei (Name des Organs) aufgeben (Art. 101 und 102 der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften)

-  
seinen Dienst wieder aufnehmen 

-  
seine Tätigkeit fortsetzen

muss.

     ,  den      
	Dr.       
	Dr.       
	Dr.       


Sieht der Auftrag der Anstellungsbehörde (oder der zur Unterzeichnung von Einstellungsverträgen ermächtigten Behörde) die Feststellung der Ursache der Dienstunfähigkeit vor, werden folgende Formulare verwendet:

BEAMTE

Betrifft:
Invaliditätsausschuss vom                  


Personalnummer :      


Geburtsdatum:      
Ein Invaliditätsausschuss, der gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b) des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften eingesetzt wurde, und dem gemäß Anhang II Artikel 7 dieses Statuts folgende Mitglieder angehören:

1. Dr.       benannt von (Name des Organs)

2. Dr.       benannt vom Betroffenen 

3. Dr.      , benannt im gegenseitigen Einvernehmen von Dr.        und Dr.      
hat nach Untersuchung von            , geboren am      , Beamter der/des (Name des Organs), festgestellt, dass dieser
- dauernd voll dienstunfähig

- nicht dauernd voll dienstunfähig 

geworden ist und deshalb einen Dienstposten seiner Funktionsgruppe nicht wahrnehmen kann und aus diesem Grund 

- 
seinen Dienst bei (Name des Organs) aufgeben (Art. 53 und 78 des Statuts und Artikel 13 bis 15 Anhang VIII des Statuts)

-  
seinen Dienst wieder aufnehmen 

-  
seine Tätigkeit fortsetzen

muss. 

Der Invaliditätsausschuss stellt fest, dass die Dienstunfähigkeit von

                 

* durch einen Unfall in Ausübung des Dienstes

* durch eine Berufskrankheit

*
durch eine aufopfernde Tat im Interesse des Gemeinwohls oder dadurch, dass der Beamte sein Leben eingesetzt hat, um ein Menschenleben zu retten,

-
entstanden ist

-
nicht entstanden ist.

     ,  den      
	Dr.       
	Dr.       
	Dr.       


BEDIENSTETE AUF ZEIT

Betrifft:
Invaliditätsausschuss vom                  


Personalnummer:      


Geburtsdatum:      
Ein Invaliditätsausschuss, der gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b) des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften eingesetzt wurde, und dem gemäß Anhang II Artikel 7 dieses Statuts folgende Mitglieder angehören:

1. Dr.      , benannt von (Name des Organs)

2. Dr.      , benannt vom Betroffenen 

3. Dr.      , benannt im gegenseitigen Einvernehmen von Dr.        und Dr.      
hat nach Untersuchung von            , geboren am      , Bediensteter der/des (Name des Organs), festgestellt, dass dieser
- dauernd voll dienstunfähig

- nicht dauernd voll dienstunfähig 

geworden ist und deshalb einen Dienstposten seiner Funktionsgruppe nicht wahrnehmen kann und aus diesem Grund 

- 
seinen Dienst bei (Name des Organs) aufgeben (Art. 33 der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften)

-  
seinen Dienst wieder aufnehmen 

-  
seine Tätigkeit fortsetzen

muss. 

Der Invaliditätsausschuss stellt fest, dass die Dienstunfähigkeit von

                 

* durch einen Unfall in Ausübung des Dienstes

* durch eine Berufskrankheit

*
durch eine aufopfernde Tat im Interesse des Gemeinwohls oder dadurch, dass der Beamte sein Leben eingesetzt hat, um ein Menschenleben zu retten,

-
entstanden ist

-
nicht entstanden ist.

     ,  den      
	Dr.       
	Dr.       
	Dr.       


VERTRAGSBEDIENSTETE

Betrifft:
Invaliditätsausschuss vom                  


Personalnummer:      


Geburtsdatum:      
Ein Invaliditätsausschuss, der gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b) des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften eingesetzt wurde, und dem gemäß Anhang II Artikel 7 dieses Statuts folgende Mitglieder angehören:

1. Dr.      , benannt von (Name des Organs)

2. Dr.      , benannt vom Betroffenen 

3. Dr.      , benannt im gegenseitigen Einvernehmen von Dr.        und Dr.      
hat nach Untersuchung von            , geboren am      , Vertragsbediensteter der/des (Name des Organs), festgestellt, dass dieser
- dauernd voll dienstunfähig

- nicht dauernd voll dienstunfähig 

geworden ist und deshalb einen Dienstposten seiner Funktionsgruppe nicht wahrnehmen kann und aus diesem Grund 

- 
seinen Dienst bei (Name des Organs) aufgeben (Art. 101 und 102 der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften)

-  
seinen Dienst wieder aufnehmen 

-  
seine Tätigkeit fortsetzen

muss. 

Der Invaliditätsausschuss stellt fest, dass die Dienstunfähigkeit von

                 

* durch einen Unfall in Ausübung des Dienstes

* durch eine Berufskrankheit

*
durch eine aufopfernde Tat im Interesse des Gemeinwohls oder dadurch, dass der Beamte sein Leben eingesetzt hat, um ein Menschenleben zu retten,

-
entstanden ist

-
nicht entstanden ist.

     ,  den      
	Dr.       
	Dr.       
	Dr.       


MUSTER FÜR SCHLUSSFOLGERUNGEN, WENN DER BEAMTE/BEDIENSTETE AUF ZEIT/VERTRAGSBEDIENSTETE ABWESEND IST

entsprechend dem von der Anstellungsbehörde (oder der zur Unterzeichnung von Einstellungsverträgen ermächtigten Behörde) festgelegten Auftrag

(Muster für Beamte)

Betrifft :
Invaliditätsausschuss vom                  


Personalnummer:      


Geburtsdatum:      
Ein Invaliditätsausschuss, der gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b) des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften eingesetzt wurde, und dem gemäß Anhang II Artikel 7 dieses Statuts folgende Mitglieder angehören:

1. Dr.      , benannt von (Name des Organs)

2. Dr.      , benannt vom Betroffenen 

3. Dr.      , benannt im gegenseitigen Einvernehmen von Dr.        und Dr.      
hat nach Untersuchung von            , geboren am      , Beamter der/des (Name des Organs), festgestellt, dass dieser
- dauernd voll dienstunfähig

- nicht dauernd voll dienstunfähig 

geworden ist und deshalb einen Dienstposten seiner Funktionsgruppe nicht wahrnehmen kann und aus diesem Grund 

- 
seinen Dienst bei (Name des Organs) aufgeben (Art. 53 und 78 des Statuts und Art. 13 bis 15 Anhang VIII des Statuts)

-  
seinen Dienst wieder aufnehmen 

-  
seine Tätigkeit fortsetzen

muss.

     ,  den      
	Dr.       
	Dr.       
	Dr.       


MUSTER FÜR SCHLUSSFOLGERUNGEN, WENN DER BEAMTE/BEDIENSTETE AUF ZEIT/VERTRAGSBEDIENSTETE ABWESEND IST 

Sieht das Mandat der Anstellungsbehörde (oder der zur Unterzeichnung von Einstellungsverträgen ermächtigten Behörde ) die Feststellung der Ursache der Dienstunfähigkeit vor, wird folgendes Formular verwendet (Muster für Beamte)
Betrifft:
Invaliditätsausschuss vom                  


Personalnummer:      


Geburtsdatum:      
Ein Invaliditätsausschuss, der gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b) des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften eingesetzt wurde, und dem gemäß Anhang II Artikel 7 dieses Statuts folgende Mitglieder angehören:

1. Dr.      , benannt von (Name des Organs)

2. Dr.      , benannt vom Betroffenen 

3. Dr.      , benannt im gegenseitigen Einvernehmen von Dr.        und Dr.      
hat nach Untersuchung von            , geboren am      , Beamter der/des (Name des Organs), festgestellt, dass dieser
- dauernd voll dienstunfähig

- nicht dauernd voll dienstunfähig 

geworden ist und deshalb einen Dienstposten seiner Funktionsgruppe nicht wahrnehmen kann und aus diesem Grund 

- 
seinen Dienst bei (Name des Organs) aufgeben (Art. 53 und 78 des Statuts und Art. 13 bis 15 Anhang VIII des Statuts)

-  
seinen Dienst wieder aufnehmen 

-  
seine Tätigkeit fortsetzen

muss.

Der Invaliditätsausschuss stellt fest, dass die Dienstunfähigkeit von

                 

* durch einen Unfall in Ausübung des Dienstes

* durch eine Berufskrankheit

*
durch eine aufopfernde Tat im Interesse des Gemeinwohls oder dadurch, dass der Beamte sein Leben eingesetzt hat, um ein Menschenleben zu retten,

-
entstanden ist

-
nicht entstanden ist.

     ,  den      
	Dr.       
	Dr.       
	Dr.       


SCHLUSSFOLGERUNGEN, WENN DIE ANWENDUNG VON ARTIKEL 78 ABSATZ 5 AUSGESETZT IST 

(beispielsweise, wenn Unterlagen für die etwaige Anerkennung der beruflichen Ursache der Dienstunfähigkeit fehlen)

(Muster für Beamte)

Betrifft:
Invaliditätsausschuss vom                  


Personalnummer:      


Geburtsdatum:      
Ein Invaliditätsausschuss, der gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b) des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften eingesetzt wurde, und dem gemäß Anhang II Artikel 7 dieses Statuts folgende Mitglieder angehören:

1. Dr.      , benannt von (Name des Organs)

2. Dr.      , benannt vom Betroffenen 

3. Dr.      , benannt im gegenseitigen Einvernehmen von Dr.        und Dr.      
hat nach Untersuchung von            , geboren am      , Beamter der/des (Name des Organs), festgestellt, dass dieser
- dauernd voll dienstunfähig

- nicht dauernd voll dienstunfähig 

geworden ist und deshalb einen Dienstposten seiner Funktionsgruppe nicht wahrnehmen kann und aus diesem Grund 

- 
seinen Dienst bei (Name des Organs) aufgeben (Art. 53 und 78 des Statuts und Art. 13 bis 15 Anhang VIII des Statuts)

-  
seinen Dienst wieder aufnehmen 

-  
seine Tätigkeit fortsetzen

muss.

Der Invaliditätsausschuss stellt fest, dass die Dienstunfähigkeit von

                 

* durch einen Unfall in Ausübung des Dienstes

* durch eine Berufskrankheit

*
durch eine aufopfernde Tat im Interesse des Gemeinwohls oder dadurch, dass der Beamte sein Leben eingesetzt hat, um ein Menschenleben zu retten,

-
entstanden ist

-
nicht entstanden ist.

Dem Invaliditätsausschuss liegen keine ausreichenden Unterlagen für die Anerkennung einer etwaigen beruflichen Ursache der heute festgestellten Dienstunfähigkeit vor. Da zusätzliche Angaben für die abschließende Behandlung des Vorgangs unverzichtbar sind, vertagt der Invaliditätsausschuss diese Entscheidung auf einen späteren Zeitpunkt. Nach Abschluss der Arbeiten wird ein dieser Schlussfolgerung beiliegendes Dokument erstellt und der Verwaltung übermittelt.

     ,  den      
	Dr.       
	Dr.       
	Dr.       


SCHLUSSFOLGERUNGEN DER ZWEITEN SITZUNG

dem Invaliditätsausschuss vom (Datum der ersten Sitzung) beigefügt

(Muster für Beamte)

Betrifft:
Invaliditätsausschuss vom                  


Personalnummer:      


Geburtsdatum:      
Ein Invaliditätsausschuss, der gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b) des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften eingesetzt wurde, und dem gemäß Anhang II Artikel 7 dieses Statuts folgende Mitglieder angehören:

1. Dr.      , benannt von (Name des Organs)

2. Dr.      , benannt vom Betroffenen 

3. Dr.      , benannt im gegenseitigen Einvernehmen von Dr.        und Dr.      
hat nach Untersuchung von            , geboren am      , Beamter der/des (Name des Organs), festgestellt, dass dieser dauernd voll dienstunfähig geworden ist und deshalb einen Dienstposten seiner Funktionsgruppe nicht wahrnehmen kann und aus diesem Grund  seinen Dienst im/in der (Name des Organs) aufgeben (Art. 53 und 78 des Statuts und Art. 13 bis 15 Anhang VIII des Statuts) muss.

Der Invaliditätsausschuss stellt fest, dass die Dienstunfähigkeit nicht

* durch einen Unfall in Ausübung des Dienstes

* durch eine aufopfernde Tat im Interesse des Gemeinwohls oder dadurch, dass der Beamte sein Leben eingesetzt hat, um ein Menschenleben zu retten, entstanden ist.
Aufgrund der vorgelegten Angaben erklärt der Invaliditätsausschuss, dass die Dienstunfähigkeit von             durch eine Berufskrankheit entstanden/nicht durch eine Berufskrankheit entstanden ist.

     ,  den      
	Dr.       
	Dr.       
	Dr.       





VI. VERWEISE
Artikel des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften:

Artikel 9
Artikel 53

Artikel 59 Absatz 4
Artikel 78

Anhang II, Abschnitt 3, Artikel 7, 8 und 9

Anhang VIII, Kapitel 3: Artikel 13,14 und 15 

Artikel der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften:

Bedienstete auf Zeit:

Artikel 16

Artikel 31, 32 und 33

Vertragsbedienstete:

Artikel 39

Artikel 99, 100, 101 und 102

Rechtsprechung

Siehe die diesbezügliche Rechtsprechung zum öffentlichen Dienst F-11/03 Ruhegehalt wegen Dienstunfähigkeit auf folgender Website:

http://curia.europa.eu/common/recdoc/repertoire_jurisp/bull_fp/data/index_F-11_03.htm

. 

Von der Gruppe der Verwaltungschefs am 10.9.2008 gebilligte Fassung
DV\751282DE.doc

DE













DE

1
Von der Gruppe der Verwaltungschefs am 10.9.2008 gebilligte Fassung



26
DV\751282DE.doc















DE


